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Berlin, 06. Dezember 2018 
 

 
Stellungnahme zum Entwurf des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes durch den 
asr Bundesverband e.V. 
Bund der Selbständigen e.V. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
vielen Dank für die Gelegenheit zum Entwurf des Fachkräfteeinwanderungsgesetz zur 5. 
Verordnung zur Änderung der Beschäftigungsverordnung Stellung zu nehmen. 
 
Gemeinsam mit dem Verband Bund der Selbständigen Deutschland e.V. möchten wir dazu 
nachfolgend Stellung nehmen. 
 
Die Touristik steht für Toleranz, Vielfalt und Offenheit. In unserer Branche werden weltweit 
Menschen aus allen Nationen für deutsche Reisende beschäftigt und sind gleichermaßen 
vom Fachkräftemangel überproportional bedroht. Wir fordern von der Politik ein Gesetz zu 
schaffen, was ermöglicht das wir Fachpersonal aus allen Nationen ausbilden und beschäfti-
gen können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

    
   

    
 
 
 
 
 
  

Jochen Szech  
Präsident 

Anke Budde 
Schatzmeisterin 



 

  

 
 
Der asr Bundesverband e.V. und der Bund der Selbständigen Deutschland e.V. begrüßen 
die Initiative der Bundesregierung mit einem Fachkräfteeinwanderungsgesetz eine gesetzli-
che Basis für eine bedarfsgerechte und steuerbare Zuwanderung von Arbeitskräften nach 
Deutschland zu schaffen. Der vorliegende Referentenentwurf vom 26. November 2018 ist 
nach Ansicht ist nach unserer Auffassung grundsätzlich dafür geeignet diese Ziele zu errei-
chen. Durch den gesamten Gesetzentwurf zeigt sich allerdings die Problematik, dass Men-
schen vor allem dann nach Deutschland kommen dürfen, wenn sie den Abschluss einer Be-
rufsausbildung in Deutschland oder einen vergleichbaren Abschluss in ihrem Heimatland 
nachweisen können. Das duale Ausbildungssystem wie es in Deutschland praktiziert wird, ist 
in weiten Teilen der Welt jedoch unbekannt. Daraus folgt, dass es kaum im Ausland erwor-
bene Berufsqualifikationen gibt, die einem deutschen Ausbildungsabschluss gleichwertig 
gegenüber gestellt werden könnten. Dies zeigt sich unter anderem in den Bemühungen von 
Geflüchteten ihre Ausbildung aus ihrem Heimatland in Deutschland anerkennen zu lassen, 
die nur in den seltensten Fällen von Erfolg gekrönt sind.  
Dieses ganz grundsätzliche Problem adressiert der Gesetzentwurf unserer Ansicht nach 
nicht.  
 
Die zentralen Forderungen des asr Bundesverband sind: 

• Es fehlt der “Spurwechsel” - warum sollen Menschen, deren Antrag auf Asyl abge-
lehnt wurde, die aber noch subsidiären Schutz oder Flüchtlingsschutz genießen UND 
die einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz in Aussicht haben, nicht diesen Weg ein-
schlagen können. 

• Wie das Ministerium selbst darstellt, erhöhen sich die Bürokratiekosten in allen Berei-
chen. Das ist dumm, das ist Wahnsinn, das muss vereinfacht werden – gerade für die 
Mittelständler ist das nicht tragbar.  

• 

• 

• 

 
  

Die Gehaltsgrenze für die blaue Karte muss massiv gesenkt werden: Das Mindestge-
halt für die Blaue Karte EU nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 lit. a) BeschV beträgt derzeit 52.000 
EUR, das liegt mehr als 70% über dem Branchenschnitt – das kann ja wohl nicht 
wahr sein! 
Es kann nicht angehen, dass ausländische Fachkräfte einen Arbeitsvertrag vorwei-
sen müssen, bevor sie nach Deutschland kommen – der Arbeitgeber muss also ins 
Herkunftsland reisen, um Bewerbungsgespräche zu führen. 
Die Touristik gehört ganz klar auf die Liste der Mangelberufe (Ärzte, IT’ler etc.) mit 
niedrigeren Anforderungen. 



 

  

 
Ganz konkrete Verbesserungspotenziale im Gesetzentwurf sieht der BDS Deutschland e.V. 
in folgenden Bereichen: 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen  
Die Anforderung unter (11) des Nachweises eines Sprachniveaus B2 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Sprachen ist nach unserer Meinung nicht notwendig. Die 
bisherige Anforderung eines Sprachniveaus von B1 ist vollkommen ausreichend. 
Gerade für sehr praktische Berufe ist häufig ein B1 Niveau ausreichend um mit den Vorge-
setzten und Arbeitskollegen kommunizieren, Anweisungen verstehen und wiedergeben und 
Sicherheitsbestimmungen umsetzen zu können. Eine Erhöhung des Sprachniveaus würde 
dazu führen, dass gerade in den Bereichen Handwerk und Pflege eine hohe Zahl an potenti-
ellen Arbeitskräften ausgeschlossen würde. 
 
§ 4a Zugang zu Erwerbstätigkeit  
Die Bestimmung (5) 3.“der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von zwei Wochen mit-
teilen, wenn die Beschäftigung, für die der Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 4 erteilt 
wurde, vorzeitig beendet wird.“ stellt für Betriebe ein Rechtsrisiko dar und sollte deshalb er-
satzlos gestrichen werden. Diese Pflicht sollte vielmehr dem Arbeitnehmer auferlegt werden, 
dem auch etwaige Sanktionen durch eine Nichtmeldung auferlegt werden sollen. 
 
§ 60b Ausbildungsduldung  
Neben a)  und b) sollte ein zusätzliche Regelung c) eingeführt werden, die auch Ausbil-
dungsduldungen für sogenannte Einstiegsqualifizierungen ermöglicht. 
Für viele Menschen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, stellt im Rahmen einer Ausbil-
dung vor allem die Berufsschule eine große Herausforderung dar. Wie wir aus unserer Bera-
tungstätigkeit für kleine und mittlere Unternehmen wissen, ist es deshalb in den meisten Fäl-
len sinnvoll einer Ausbildung eine so genannte Einstiegsqualifizierung vorzuschalten. Im 
Rahmen dieser Einstiegsqualifizierung erwerben die jungen Menschen weitere Sprachkennt-
nisse und können sich sowohl fachtheoretisch als auch sozial an die Herausforderungen der 
Berufsschule gewöhnen. 
Nach dem vorliegenden Entwurf gilt die Ausbildungsduldung lediglich für qualifizierte Berufs-
ausbildungen in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf 
in Deutschland. Damit sind Einstiegsqualifizierungen nicht erfasst. In der Praxis führt dies 
dazu, dass junge Menschen, die eigentlich eine Einstiegsqualifizierung absolvieren sollten 
um anschließend eine erfolgreiche Ausbildung zu absolvieren, direkt in Ausbildungsverhält-
nisse gehen um die Ausbildungsduldung zu erhalten. Dies hat häufig negative Folgen für den 
Ausbildungserfolg. Diese negativen Folgen könnten durch die Erteilung von Ausbildungsdul-
dungen auch für Einstiegsqualifikationen verhindert werden. 
 
§ 60c Beschäftigungsduldung 
 
Die vorgeschlagene Regelung „2. er seit mindestens zwölf Monaten im Besitz einer Duldung 
ist und seit mindestens 18 Monaten eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit mit einer 
regelmäßigen Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden pro Woche ausübt“ schränkt unserer 
Meinung nach den Personenkreis zu stark ein. Die Mindestdauer der sozialversicherungs-
pflichtigen Tätigkeit sollte auf 6 Monate und die regelmäßige Arbeitszeit auf 30 Stunden pro 
Woche gesenkt werden. 




